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Tagesordnung 

 
1. Begrüßung durch den Präsidenten und Eröffnung der Sitzung  

 

Herr SCHERER begrüßt die Teilnehmer und stellt die Beschlussfähigkeit des Rates fest. 

 

1.1 Verabschiedung der Tagesordnung 

Die Tagesordnung wird einstimmig verabschiedet. 

 

1.2  Annahme des Protokolls 

 

Das Protokoll der Ratssitzung vom 5. September 2013 wird einstimmig angenommen. 

 

 



2. Bericht aus dem Vorstand (24.10.2013) 

 

Herr SCHERER berichtet über: 

 den Beitritt des EVTZ zur Mission Opérationnelle Transfrontalière (MOT), Kostenpunkt 3000 € pro Jahr; 

 den Teilerfolg der Lobbyarbeit bezüglich der Kontinuität des Französischunterrichts in Baden-

Württemberg: Herr Minister  STOCH antwortete auf ein entsprechendes Schreiben des Eurodistrikt-

Präsidenten, dass die Ausnahmeregelung für den Französischunterricht ab dem fünften Schuljahr auch auf 

die „Abi-bac“-Schulen ausgedehnt werde; 

 die von dem stellvertretenden Schulleiter des Hans-Furler-Gymnasiums erhaltene Nachricht über die 

Möglichkeit für angehende Lehrkräfte, einen Teil ihres Berufspraktikums im Nachbarland zu absolvieren; 

der Präsident hofft, dass es auch für französische Lehramtsanwärter möglich sein wird, in die Ortenau zu 

kommen;  

 den Erfolg des Marathons 2013 mit ungefähr 2000 Teilnehmern, insbesondere auch in Bezug auf die 

„Europäisierung“ der Beteiligung; 

 die Ausdehnung der grenzüberschreitenden Berufsausbildung, die im Eurodistrikt bereits angeboten wurde, 

auf das Oberrheingebiet sowie die Notwendigkeit, dieses Angebot zu bewerben, da es einerseits noch zu 

wenig bekannt und andererseits das Image der Berufsausbildung in Frankreich zu verbessern sei; weitere 

Hindernisse seien die Mobilität und die kulturellen Unterschiede; 

 den Erfolg des Forums und des Runden Tisches „Grenzüberschreitende Berufsausbildung“, die am 5. 

November 2013 stattfanden;  

 den Erfolg der Europäischen Gründerwoche, die steigende Teilnehmerzahlen verzeichnet; 

 die Eröffnung der Suchtpraxis unter der Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit; 

 den Umfang des Pressespiegels, der zeigt, dass der Eurodistrikt in den Medien und in der Öffentlichkeit an 

Sichtbarkeit gewonnen hat; 

 die Fortschritte in Bezug auf die Bürgerbeteiligung, insbesondere durch die Neugestaltung der Webseite 

des Eurodistrikts, die Ende März 2014 online gehen soll; 

 die durch den Eurodistrikt geförderten Projekte (eine Auflistung findet sich bei den Sitzungsunterlagen); 

 die im Mikroprojektefonds zur Verfügung stehenden Finanzierungsmittel; Herr SCHERER ruft die 

Gemeinden dazu auf, mit ihren Vereinen über eventuelle Projekte nachzudenken. 

 

Herr RIES hebt die positive Bilanz des Eurodistrikts als Initiator und Förderer grenzüberschreitender Projekte für 

das Jahr 2013 hervor.  

 

 

3. Politik 

3.1 Diskussion über die Haushaltseckdaten 2014 des EVTZ (Débat d’Orientation Budgétaire – DOB) 

 

Herr SCHERER erläutert, dass es sich um die nach französischem Recht notwendige Orientierungsaussprache 

handelt. Herr SCHERER dankt dem Generalsekretariat, Frau ARANEDER und Herrn ARBOGAST für die 

vorliegenden Unterlagen, die Transparenz und Verständlichkeit gewährleisten sollen und eine Fortschreibung der 

im letzten Jahr präsentierten Unterlagen darstellt.  

 

Herr SCHERER unterstreicht das gute Verhältnis von Verwaltungskosten und projektbezogenen Mitteln. Bei den 

vorliegenden Zahlen zu 2013 handelt es sich noch nicht um den Jahresabschluss sondern um eine Zwischenbilanz. 

Der Übertrag nach 2014 wird höher sein, als Anfang des Jahres eingeschätzt, was sich mit den Projekten erklären 

lässt, die nicht so schnell umgesetzt werden konnten, aber auf 2014 übertragen werden (siehe Vorlagen). 

 

Herr SCHERER verweist auf die Anlage 2, die die Schwerpunkte für 2014 darlegt. Er möchte dabei besonders die 

Mobilität mit der politisch wichtigen ÖPNV-Studie erwähnen und den daraus resultierenden eventuellen 

Folgeprojekten, da sie für die Menschen spürbare Verbesserungen bringen könnten. Der bestehende Fonds für 

Klassenfahrten wird nicht ausreichend ausgeschöpft und wird in einen Fond für Zweisprachigkeit erweitert. 

Angesichts der Jugendarbeitslosigkeit auf der einen Seite und des Fachkräftemangels auf der anderen Seite ist die 

grenzüberschreitende Berufsausbildung am Oberrhein ein wichtiges Thema. Es gibt unter anderem 



Unterstützungsbedarf in Bezug auf die Kommunikation, um den Bekanntheitsgrad der bestehenden Möglichkeiten 

und sowie der Wertigkeit der dualen Ausbildung zu erhöhen. 

 

Herr MANGIN sieht einen Widerspruch zwischen den erwähnten Erfolgen des Eurodistrikts und dem bestehenden 

Übertrag und erwähnt, dass die Verwaltungskosten in der Europäischen Union mit unter 10% deutlich niedriger 

liegen. Da es sich bei dem vorhandenen Geld um Mittel aus den Kommunen handelt, hätte er eine Verringerung 

des Mitgliedsbeitrags erwartet. 

 

Herr SCHERER findet den Vergleich mit der Europäischen Union nicht tragbar. Des Weiteren erinnert er daran, 

dass in den Vorjahren gemeinsam beschlossen wurde, den Übertrag aus dem Anfangsjahr zu einer erhöhten 

Handlungsfähigkeit über mehrere Jahre zu nutzen und über mehrere Jahre hinweg abzubauen. Wenn allerdings in 

drei bis vier Jahren der Betrag nicht abgebaut worden ist, müsse man über eine Rückführung von Geldern an die 

Kommunen nachdenken. 

 

Herr RIES unterstreicht, dass diese Debatte bereits stattgefunden hat und entschieden wurde den Übertrag der 

ersten beiden Jahre progressiv abzubauen. Dazu werden die anstehenden Projekte in Kürze weiter beitragen. 

 

Da keine weiteren Fragen angemeldet werden, leitet Herr SCHERER zum nächsten Tagesordnungspunkt über. 

 

3.2 Änderung der Satzung : Umlaufverfahren 

 

Herr SCHERER erläutert, dass der Vorstand in seiner Sitzung am 24. Oktober 2013 die Einrichtung von 

Umlaufverfahren im Rahmen des Auswahlausschusses für Mikroprojekte beschlossen hat. Dabei soll das Prinzip 

der Einstimmigkeit gelten. Dies soll der Kohärenz halber auch für Umlaufverfahren im Vorstand gelten, weshalb 

der Vorstand eine Änderung des entsprechenden Paragraphen der Satzung vorschlägt. 

 

Die Satzungsänderung wird einstimmig beschlossen. 

 

3.3 Bericht zur EVTZ Verordnung 

 

Herr SCHERER informiert, dass die europäische Politik im Dezember die Änderung der bestehenden EVTZ 

Verordnung beschlossen hat. Die Einzelheiten sollen noch genauer analysiert werden, aber er bittet Herrn LORITZ, 

Jurist im Landratsamt, heute schon einmal kurz die großen Änderungen zu präsentieren. 

 

Herr LORTIZ erläutert, dass die ursprüngliche Verordnung einige Kritik aufgeworfen hat, die jetzt in der neuen 

Version der Verordnung aufgegriffen worden ist. Diese tritt in sechs Monaten in Kraft, also ungefähr im Juli. 

Allgemein gesagt soll ein EVTZ den Zweck haben, den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt 

zu stärken. Eine der wesentlichen Änderungen betrifft das geltende Recht, das bislang vom Sitz des EVTZ 

abhängig war. In Zukunft soll auch das Recht des Landes, in dem die Tätigkeit ausgeübt wird, geltend gemacht 

werden können. Diese neue Gestaltungsmöglichkeit erlaubt uns zu überlegen, ob in dem einen oder andern Fall das 

deutsche Recht Anwendung finden könnte. 

 

Eine weitere wichtige Änderung betrifft die Gründungsvereinbarung und die Satzung : künftig soll die Satzung 

ausschließlich als Innenrecht angesehen werden, d.h. ohne dass eine explizite Genehmigung durch die Präfektur 

nötig ist, wobei die Gründungsvereinbarung weiterhin Außenrecht und der Genehmigung unterlegen bleibt. Auch 

sollen Gründungsvereinbarungen fortan teilweise detaillierter Elemente der Satzung übernehmen. Dabei besteht 

keine Anpassungspflicht, aber ein Anpassungsrecht, und es könnte überlegt werden, ob der Eurodistrikt 

Strasbourg-Ortenau Änderungen vornehmen möchte. 

 

Herr SCHERER dankt Herrn LORITZ für die Darstellung und erläutert, dass die Änderungen der neuen EVTZ 

Verordnung noch detaillierter in Zusammenarbeit mit den Juristen der CUS und des Landratsamts aufgearbeitet 

werden sollen. 

 

Herr SCHERER erinnert in diesem Kontext daran, dass die Satzung und die Gründungsvereinbarung des 

Eurodistrikts mehrfach geändert wurden; die Genehmigung seitens der Präfektur stehe noch aus. Er weist darauf 



hin, dass ein Treffen mit dem Präfekten geplant sei. Es sei wichtig zu wissen, ob die vorgenommenen Änderungen 

genehmigt werden oder ob sie nach der Anwendung der neuen Verordnung erneut abgestimmt werden sollen, denn 

in Zukunft müsse lediglich die Gründungsvereinbarung von der Präfektur genehmigt werden. Herr SCHERER ruft 

in Erinnerung, dass der effektive Beitritt der neuen Mitglieder die Zustimmung zu den Änderungen in der Satzung 

und in der Gründungsvereinbarung erfordere. 

 

 

3.4 Sachstandsbericht zur Kooperation im Gesundheitsbereich 

 

Herr SCHERER unterstreicht die Bedeutung der grenzüberschreitenden medizinischen Behandlung für die Bürger. 

Er definiert die beiden Arbeitsbereiche des Eurodistrikts wie folgt: 

1) Erhöhung der Zugänglichkeit von grenzüberschreitenden medizinischen Leistungen für die Bürger  

Dies soll insbesondere durch die Erleichterung administrativer Formalitäten erfolgen. 

 In diesem Bereich ist eine Verbesserung bereits durch die Umsetzung der EU-Richtlinie zu 

 Patientenmobilität erreicht (teilweise Abschaffung der Vorabgenehmigung für Behandlungen im EU-

 Ausland). Ihre Umsetzung in nationales Recht in Frankreich bleibt abzuwarten. 

2) Einrichtung medizinischer Kooperationen zwischen den Kliniken auf dem Gebiet des Eurodistrikts 

 

Zur Umsetzung dieser beiden Bereiche wurden mehrere Gespräche mit den Akteuren im Eurodistrikt geführt. 

Diese haben ergeben:  

 Ein gemeinsames Kooperationsprojekt im Bereich Krebsbehandlung in der Mediclin Staufenburg Klinik 

Durbach scheint möglich und von den beteiligten Akteuren gewünscht 

 In einigen anderen möglichen Kooperationsbereichen wurden Neuanschaffungen getätigt oder bestehen 

Vorbehalte, sodass eine komplementäre Kooperation unnötig wird oder überflüssig erscheint. 

Herr SCHERER ruft dazu auf, aufgrund der Ergebnisse zu besprechen, inwieweit die bestehende Strategie zur 

Umsetzung der PZGML angepasst werden sollte. Dabei gilt es, die möglichen Auswirkungen der Umsetzung der 

EU-Richtlinie zur Patientenmobilität in Frankreich zu beachten. Auf dieser Grundlage soll definiert werden, 

welche administrative Vereinfachung im Eurodistrikt noch notwendig ist, um medizinische Leistungen 

grenzüberschreitend zugänglich zu machen. 

 

Herr Dr. FELTZ unterstreicht die Bedeutung der praktizierten Herangehensweise, die die Akteure im 

Gesundheitswesen direkt beteiligt. Nur so können Projekte entwickelt werden, die den Bedürfnissen im 

Gesundheitswesen vor Ort entsprechen. In der letzten Besprechung konnte ein gemeinsames Kooperationsvorhaben 

mit den Akteuren im Bereich der Krebsbehandlung entwickelt werden. Dieses betrifft die Rehabilitation von 

Krebspatienten in Vorbereitung ihrer Behandlungen (Strahlen- und oder Chemotherapie). Sowohl das Centre Paul 

Strauss (und zukünftige Centre Régional de Cancer) als auch die Mediclin Staufenburg Klinik Durbach und das 

Ortenauklinikum haben ihr Interesse an der Schaffung einer solchen Einrichtung geäußert. 

Herr Dr. FELTZ erinnert außerdem an das langfristige Vorhaben, ein gemeinsames, grenzüberschreitendes 

Gesundheitszentrum im Viertel „Port du Rhin“ zu schaffen, in das die bereits gut funktionierende 

grenzüberschreitende Praxis für Suchtbehandlung in Kehl integriert werden könnte. Ein solches 

Gesundheitszentrum sollte vom Eurodistrikt mitunterstützt werden und würde die Behandlung von Patienten 

beiderseits des Rheins ermöglichen. 

 

Herr Dr. SEUFERT ergänzt, dass ein wesentlicher Bestandteil grenzüberschreitender Kooperationen persönliche 

Beziehungen zwischen den Akteuren sind. Die letzte Besprechung hat ebenfalls ergeben, dass ein solches 

Zusammenwachsen durch die Einrichtung einer Kooperation auf wissenschaftlicher Ebene erreicht werden könnte. 

Diese würde langfristig, in ihren Ergebnissen, wiederum den Patienten beider Seiten des Eurodistrikts zu Gute 

kommen. 

 

Herr RIES unterstreicht die Bedeutung, das Projekt der „ZOAST“ mit konkreten Kooperationen zu füllen, 

beispielsweise dem Kooperationsvorhaben zur gemeinsamen Rehabilitation von Krebspatienten oder dem 

geplanten Klinikzentrum am Rhein. Für diese Projekte ist die Abschaffung der Vorabgenehmigung – auch für 

stationäre Leistungen – essentiell. Er erinnert an das langfristige Ziel einer gemeinsamen Planung von 

medizinischen Investitionen, die die Einsparung öffentlicher Gelder erlauben könnte. 



 

Herr BIGOT begrüßt die Fortschritte, aber gibt seiner Sorge Ausdruck, dass die Mobilität der Patienten aufgrund 

der Schwierigkeiten aus den Augen verloren werden könnte. Er nimmt die aktuellen Entwicklungen im Projekt der 

PZMGL als eine Aufgabe des Ziels der Patientenmobilität wahr. Er unterstreicht die Bedeutung dieses Ziels, auch 

im Rahmen der EU-Richtlinie. 

 

Herr Dr. PETRY verdeutlicht, dass eine Kooperation auf Ebene der Kliniken wichtig ist, um die ZOAST mit Leben 

zu füllen. Gerade im Bereich der Krebsbehandlung wird ein Patient, trotz seiner Möglichkeit der freien Arztwahl, 

häufig zwischen den verschieden spezialisierten Akteuren des Gesundheitswesens überwiesen. 

 

 

3.5 Mitgliedschaft ADEUS 

 

Herr SCHERER erklärt, dass er es für sinnvoll hält, der ADEUS (Agence de développement et d’urbanisme de 

l’agglomération strasbourgeoise) beizutreten, deren Aktion  auf der französischen Seite bereits gut bekannt ist. Auf 

deutscher Seite entspricht der ADEUS weder der Regionalverband noch eventuellen Dienstleistungsunternehmen 

und er bittet Madame PONS, Direktorin der ADEUS, die Agentur und ihre Aufgabenbereiche näher zu 

präsentieren. 

 

Der Beitritt wird von den Ratsmitgliedern einstimmig beschlossen. 

 

 

4. Projekte 

Eigene Maßnahmen und Beteiligungen des Eurodistrikts 

4.1 Transportstudie: Beschluss zur Auftragsvergabe 

Herr SCHERER leitet die Abstimmung über die Vergabe des Auftrags zur Durchführung einer Studie des 

grenzüberschreitenden ÖPNV im Eurodistrikt Strasbourg-Ortenau ein. Das Angebot des Ingenieurbüros TTK zu 

61.404,00€ (inkl. MwSt) wurde von der technischen Arbeitsgruppe aus Verkehrsspezialisten des Landratsamts, der 

Stadtgemeinschaft Strasbourg und der Stadt Lahr empfohlen und vom Vorstand des Eurodistrikts zur Entscheidung 

vorgelegt (Details siehe Beschlussvorlage). Es enthält eine Option zur gesamtverkehrlichen Betrachtung der 

Rheinüberquerung auf Höhe von Lahr- Erstein/Benfeld, deren Kosten vom Zweckverband Vis-à-vis übernommen 

werden. 

 

Der Eurodistriktrat beschließt einstimmig die Vergabe des Auftrags an das Ingenieurbüro TTK entsprechend ihrem 

Angebot zu 61.404,00€ (inkl. MwSt). 

 

4.2 Kolloquien zur Suchtbehandlung dies- und jenseits des Rheins 

Herrn SCHERER leitet die Abstimmung über die Förderung des Projekts „Suchtbehandlung dies- und jenseits des 

Rheins. Organisation von 3 Kolloquien zur Suchtbehandlung 2014-2016“ ein. Das Projekt besteht aus einer Serie 

von drei Kolloquien, die über drei Jahre (2014 – 2016) jährlich stattfinden und sich an Fachkräfte für die Betreuung 

von Suchtkranken wenden (120 Teilnehmende geplant). Ziel ist es, die partnerschaftliche Zusammenarbeit, den 

Ausbau bestehender Begleitangebote und die Entwicklung von gemeinsamen Lösungen für grenzüberschreitende 

Problematiken zu fördern. Das Projekt ist Teil des Ansatzes zur Suchtbekämpfung, der von der Arbeitsgruppe 

„Gesundheit“ des Eurodistrikts verfolgt wird. 

 

Der Eurodistriktrat beschließt einstimmig die Förderung des Projekts mit einer Subvention in Höhe von 30.300€.  

 

Validation von zwei Mikroprojekten 

4.3 Mikroprojekt 2014-1 : 25 Jahre Freundschaft Oberkirch-Haslach / Niederhaslach 

4.4 Mikroprojekt 2014-2 : Kinderreime und Wiegenlieder meiner Heimat 

 

Herr SCHERER erläutert, dass es sich bei den Tagesordnungspunkten 4.3 und 4.4, wie aus den Unterlagen 

ersichtlich, um zwei sehr wünschenswerte Mikroprojekte handelt.  

 

Die Projekte werfen keine Fragen auf und werden einstimmig von den anwesenden Ratsmitgliedern beschlossen. 



 

 

5. Operatives Geschäft / Verwaltung des EVTZ 

5.1  Zusatzversicherung im Bereich der sozialen Absicherung 

 

Herr SCHERER bittet Frau RIEDEL das Thema darzustellen. Frau RIEDEL erläutert, dass es darum geht, eine 

Zusatzversicherung abzuschließen, die über das Centre de Gestion du Bas Rhin angeboten wird. Diese 

Zusatzversicherung ermöglicht im Krankheitsfall von Angestellten, insbesondere bei längerer Dauer, die 

anfallenden Lohnkosten weitgehend zurückerstattet zu bekommen. 

 

Der Beschluss wird einstimmig angenommen.  

 

5.2  Beitritt zur Arbeitslosenversicherung 

 

Herr SCHERER bittet Frau RIEDEL den Tagesordnungspunkt zu erläutern. Frau RIEDEL erklärt, dass das EVTZ 

wie eine französische Gemeinde auswählen kann, ob es im Falle von künftiger Arbeitslosigkeit seiner Mitarbeiter 

fälliges Arbeitslosengeld selber bezahlt oder eine entsprechende Versicherung abschließt, die dann für die 

Arbeitslosengeldzahlungen aufkommt. In Anbetracht der Größe des EVTZ ist eine entsprechende Versicherung 

eindeutig von Vorteil und wurde dementsprechend bereits im April 2012 abgeschlossen. Es handelt sich heute um 

einen Nachholbeschluss.  

 

Der Rat nimmt den Beschluss einstimmig an. 

 

 

6. Sonstiges 

 

Herr SCHERER weist auf den Sitzungskalender 2014 hin, der den Unterlagen beiliegt und ruft die Anwesenden 

dazu auf sich beim Generalsekretariat zu melden, wenn sie eine der Gremiensitzungen in ihre Kommune einladen 

möchten. 

 

 

Herr SCHERER schließt die Sitzung um 17.25 Uhr. 

 

 

Frank Scherer 

Präsident des Eurodistrikts Strasbourg-Ortenau 
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Tagesordnung 

 
1. Begrüßung durch den Präsidenten und Eröffnung der Sitzung  

 

Herr SCHERER begrüßt die Teilnehmer und stellt die Beschlussfähigkeit des Rates fest. 

 

1.1 Verabschiedung der Tagesordnung 

Die Tagesordnung ist identisch mit der Tagesordnung der Sitzung  vom 27. Juni 2013  und wird so verabschiedet. 

 

1.2  Annahme des Protokolls 

 

Das Protokoll der Ratssitzung vom 14. März 2013 wird einstimmig angenommen. 



Herr Scherer weist auf das Protokoll der Sitzung der Ratsmitglieder vom 27. Juni 2013 hin, das zur Dokumentation 

von politischem Austausch und Arbeitsanweisungen an das Generalsekretariat erstellt wurde. Das Protokoll wird 

von allen Ratsmitgliedern angenommen.  

 

2. Bericht aus dem Vorstand (Vorstandssitzung vom 16. Mai 2013) 

 

Herr SCHERER verweist auf das Protokoll der  Sitzung vom 27. Juni 2013 sowie auf die Liste von 

Projektförderungen und Mikroprojekten, die den Sitzungsunterlagen beiliegt.  

 

3. Politik 

 

3.1 Änderungen der Satzung aufgrund der Gebietserweiterung 

 

Die Satzung des EVTZ Eurodistrikt Strasbourg-Ortenau muss zur Gebietserweiterung um den Gemeindeverband 

der Gegend Erstein, den Gemeindeverband der Gemeinden des Rheins sowie den Gemeindeverband Benfeld und 

Umgebung geändert werden. Dies betrifft folgende Punkte: 

1. Die Hinzufügung der neuen Kommunen in der Liste der Mitglieder 

2. Die Verteilung der Sitze verschiebt sich auf französischer Seite: Die Stadtgemeinschaft Straßburg gibt 3 

von 24 Sitzen im Rat an die neuen Mitglieder ab und einen Sitz von 7 im Vorstand. 

3. Die Beiträge werden auf französischer Seite neu aufgeschlüsselt. 

 

Weiterhin soll durch eine Satzungsänderung die Möglichkeit  eines  Umlaufverfahrens auf Ebene des Vorstands 

eingeführt werden. 

 

Herr Dr. MÜLLER betont die Bedeutung dieses Schritts der Gebietserweiterung für den Eurodistrikt und weist auf 

die neuen Partnerschaftsmöglichkeiten hin. 

 

Herr MUTTACH wirft die Frage auf, ob für Beschlüsse im Umlaufverfahren die einfache Mehrheit gilt, oder wie 

in der deutschen Gemeindeordnung das Prinzip der Einstimmigkeit. Herr SCHERER bittet um Klärung mit Juristen 

bis zur nächsten Ratssitzung. 

 

Die Satzungsänderung zum Beitritt der neuen Gemeindeverbände wird einstimmig beschlossen. 

Die Satzungsänderung zur Einrichtung des Umlaufverfahrens wird ebenfalls einstimmig beschlossen. 

 

  Jubiläumsveranstaltung (50 Jahre Elysée-Vertrag) im Beisein von Europaminister Friedrich  

zum Thema berufliche Bildung am 5. November 2013  

 Zu diesem Informationspunkt wird auf das Protokoll der  Sitzung vom 27. Juni 2013 verwiesen. 

 

4. Projekte 

4.1 Gesundheit: prioritäre Projekte und Umsetzung 

 

Im Anschluss an die beim Europäischen Zentrum für Verbraucherschutz beauftragte Studie zur Einrichtung einer 

Pilotregion für den Zugang zu grenzüberschreitenden medizinischen Leistungen (PZGML) sollen, zusätzlich zum 

bereits beschlossenen Bereich der Krebsbehandlung, drei weitere Kooperationsbereiche beschlossen werden: 

 Bildgebende Verfahren (zumindest im Bereich der Krebsbehandlung) 

 ambulante Chirurgie 

 Notfallversorgung im Bereich der Neurologie 

 

Ziel ist es 

1) für Patienten langfristig eine grenzüberschreitende Behandlung leichter möglich zu machen; 

2) komplementäre Infrastruktur grenzüberschreitend zu nutzen, um die Schaffung doppelter Infrastruktur und die 

damit verbundenen Kosten zu vermeiden. 

 

Mit dem Beschluss soll außerdem  ein Budget zur Umsetzung aller Kooperationsbereiche von bis maximal 80.000 

€ zur Verfügung gestellt werden.  



 

Frau RIEDEL fasst die bisherigen Schritte zur Einleitung der Kooperation zusammen: 

 Mai 2013: Besprechung mit den französischen Akteuren. In der Folge sendete die Agence Régionale de 

Santé (ARS) ein Schreiben mit ihrer grundsätzlichen Einverständniserklärung zur Kooperation. 

 Juli 2013: Besprechung mit den deutschen Akteuren. Grundsätzliches Interesse an einer Kooperation, 

Notwendigkeit der Erstellung des Katalogs der betroffenen Leistungen. 

 Vorgesehen für Oktober 2013: Treffen der deutschen und französischen Leistungserbringer. Erstellung 

eines Leistungskatalogs. 

 Im Anschluss: Besprechung mit allen Akteuren zur Vorbereitung einer Kooperationsvereinbarung. 

 

Herr BUR ruft dazu auf, der Öffentlichkeit nicht das Bild zu vermitteln, dass in absehbarer Zeit eine grenzenlose 

Behandlung im Gesundheitsbereich möglich sein wird. Die geplanten Kooperationsabkommen werden zunächst 

nur wenige Patienten betreffen, können aber ein erster Schritt sein. 

 

Herr RIES erinnert an die langfristige Orientierung des Projekts. Ein Vorankommen ist Schritt für Schritt möglich. 

Langfristig ist es wichtig, Investitionen im Gesundheitsbereich auch über die Grenze hinweg abzustimmen, sodass 

(1) Infrastrukturen grenzüberschreitend genutzt werden können und (2) keine doppelten Infrastrukturen geschaffen 

werden. Beispielsweise wird in Strasbourg durch die Zusammenlegung von drei bestehenden Kliniken eine neue 

Klinik im Viertel Port du Rhin entstehen. Diese sollte auch Patienten der anderen Rheinseite offen stehen können.  

 

Herr Dr. FELTZ betont, dass es die Aufgabe der Politik ist, Visionen zu schaffen und diese langsam aber sicher 

umzusetzen, allen politischen und administrativen Schwierigkeiten zum Trotz. 

  

Frau KELLER schlägt vor, Arbeitsgruppen zur Begleitung der identifizierten Kooperationsbereiche einzurichten. 

 

Herr SCHERER erklärt, dass bei der Umsetzung u.a. verschiedene juristische Gesichtspunkte zu beachten sind, 

weshalb professionelle Unterstützung für die Arbeitsgruppe des Eurodistrikts gefunden werden wird. Er bestätigt, 

dass eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit in der Gesundheitspolitik ein ehrgeiziges Projekt ist. 

 

Herr Dr. SEUFERT weist auf die Eröffnung der grenzüberschreitenden Substitutionspraxis in Kehl am 17. 

September 2013 hin. Hier wurde erstmals in einer deutschen Praxis ein französisches Behandlungssystem, die 

sogenannte „Microstructure“, eingeführt. Er betont, dass es in der grenzüberschreitenden Kooperation im 

Gesundheitsbereich auch um den Austausch von Wissen geht. 

 

Herr BUR bestätigt, dass es ein großer Schritt ist, dass ein Behandlungssytem auf das andere Land übertragen 

wurde und dies von der Landesregierung Baden-Württemberg unterstützt wurde. Er unterstreicht, dass der 

Eurodistrikt stolz darauf sein kann, an diesem Schritt beteiligt gewesen zu sein. 

 

Der Beschluss „Gesundheit: prioritäre Projekte und Umsetzung“ wird einstimmig angenommen. 

 

 

4.2 Ergebnisse und Folgerungen aus dem Eurodistrikt-Konvent (Strategie für Zweisprachigkeit und 

Bildung) 

 

Im März 2013 hat der erste Eurodistriktkonvent stattgefunden in dem mit den Bürgern des Eurodistrikts 

Entwicklungsvorschläge für die Bereiche Mobilität, Bilingualität, Kultur und Sport erarbeitet wurden. Von Seiten 

der Bürger wurde dabei besonders das Thema Bilingualität hervorgehoben.  

 

Daher wird dem Eurodistriktrat nun eine Strategie für Bildung und Bilingualität zum Beschluss vorgeschlagen. Teil 

dieser Strategie ist  

 die Organisation des nächsten Eurodistriktforums zum Thema Zweisprachigkeit; 

 Erweiterung des Fonds für grenzüberschreitende Klassenfahrten zu einem Fonds für Bildung und 

Bilingualität (geringe Nutzung des bisherigen Fonds aufgrund anderer, attraktiverer Fördermöglichkeiten 

für Klassenfahrten); 



 Einrichtung eines Projektwettbewerbs, mit dem Projekte zur Förderung der Bilingualität im Gebiet des 

Eurodistrikts ausgezeichnet und auch finanziell unterstützt werden können; 

 Information der Schulen im Gebiet des Eurodistrikts über die Fördermöglichkeiten des Eurodistrikts im 

Bereich der Zweisprachigkeit; 

 Weiterhin der politische Einsatz des Eurodistrikts für Zweisprachigkeit auf beiden Seiten des Rheins. 

 

In Zusammenhang mit den Vorschlägen der Bürger im Konvent informiert Herr SCHERER zusätzlich über 

Aktivitäten in den Themenbereichen: 

 Kultur und Sport: Hier liegen viele Projektförderungen vor, es besteht kein Nachholbedarf 

 Mobilität: Die Studie zur Verbesserung des grenzüberschreitenden Personenverkehrs im Eurodistrikt 

Strasbourg-Ortenau ist ausgeschrieben. Noch im laufenden Jahr soll ein Vorschlag zur Vergabe der Studie 

gemacht werden. Es geht darum, Optimierungsmöglichkeiten, auch im Hinblick auf eine eventuelle Brücke 

auf der Höhe Lahr-Erstein/Benfeld auszumachen. Wenn diese mit ihren Kosten identifiziert sind, kann 

besprochen werden, inwieweit der Eurodistrikt sich aus seinem Budget an der Verbesserung des 

grenzüberschreitenden ÖPNV beteiligt. 

  

Der Beschluss zur Strategie für Zweisprachigkeit und Bildung wird einstimmig angenommen. 

 

5. Operatives Geschäft/Verwaltung des EVTZ 

Zu diesem Informationspunkt wird auf das Protokoll der  Sitzung vom 27. Juni 2013 verwiesen. 

 

 

6. Sonstiges  
Herr RIES schildert seinen Eindruck der Gedenkfeier in Oradour-sur-Glane. Die Tatsache, dass sich der Präsident 

Frankreichs und der Präsident Deutschlands am Ort eines grausamen Kriegsverbrechens treffen, war ein 

bewegender Moment. Präsident Hollande und Präsident Gauck haben beide herausragende Reden gehalten, und 

auch die Zwangsrekrutierung von Elsässern und Mosellanern in die Wehrmacht und die Waffen-SS sowie den 

Elysée-Vertrag wurden angesprochen. 

 

Fabienne KELLER, die ebenfalls an der Zeremonie teilgenommen hatte, empfand den Moment gleichfalls als ein 

starkes Zeichen für die deutsch-französische Freundschaft. 

 

 

Herr SCHERER schließt die Sitzung um 16.15 Uhr. 

 

 

Frank Scherer 

Präsident des Eurodistrikts Strasbourg-Ortenau 

 

 

 






































































































































